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17. Wahlperiode 

Die Bundesregierung arbeitet weiterhin konsequent die Erkenntnisse aus der gegenwärt igen 

f inanzmarktkrise auf und trifft Vorkehrungen zur Verme idung künftiger Krisen. 

Das umfasst neben Initiativen und Arbeiten auf internationaler und europäischer Ebene auch 

Maßnahmen auf nationaler Ebene. 

Die Finanzmarktkrise hat gezeigt, dass Instrumente entwickel t werden müssen, um Kredit­

institute, die in Schwier igkei ten geraten sind, in e inem geordneten Verfahren entweder zu 

restrukturieren oder abzuwicke ln . Der Koali l ionsverlrag enthält daher die Vorgabe, geeignete 

rechtliche Instrumentarien für eine Restruktur ierung sowie Abwicklungsverfahren einzu­

führen. 

Es kann den öffentlichen Haushal ten nicht zugemutet werden, zur Bewäl t igung von Bank­

schieflagen wie in der Vergangenhei t in Vorleistung zu treten. Flankierend zu dem Restruk-

turierungsregime ist daher s icherzustel len, dass die Kreditwirtschaft zur Bekämpfung 

künftiger Krisen und zur Restruktur ierung von sys temrelevanten Banken finanzielle Mittel 

bereitstellt. 

Eine Konsequenz aus der Krise muss es sein, un ternehmer ische Gewinnchancen , .Verant­

wortung und Haftung wieder zusammenzuführen . F.s ist daher dafür zu sorgen, dass die 

Durchsetzung von Ersatzansprüchen gegen Organe von Aktiengesel lschaften nicht durch 

zu kurze Verjährungsfristen behindert wird. 

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesreg ierung einen aus folgenden Elementen bestehen­

den Gesetzentwurf erarbeiten: 

1. hinführung aufsichtsrechtl icher Instrumente und Verfahren zur Restrukturierung 

systemrelevanter Banken . 

2 . Einführung eines an das Insolvenzplanverfahren angelehnten Reorganisat ionsverfahrens 

für systcmrclevantc Banken. 

3. Erhebung einer risikoadjustierten Bankenabgabe zur Err ichtung eines Stabil i täts-Fonds zur 

Finanzierung künftiger Rest ruktur ierungs- und A b w i c k l u n g s m a ß n a h m e n bei Banken. 

4 . Übertragung der Durchführung von Res t ruk tur ie rungsmaßnahmen und der Verwal tung des 

Stabilitätsfonds auf die Bundesanstal t für Finanzmarkts tabi t i s ierung ( F M S A ) . 

5. Verlängerung der Verjährungsfrist für die Organhaf tung bei börsennotier ten 

Aktiengesellschaften. 
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Aufsichtsrechtliche instrumente und Verfahren zur Restrukturierung System relevanter 

Banken 

• Die aufbiühisrcchtlichen Befugnisse im Kredi iwcsengese tz für Eingriffe im Vorfeld einer 

Bankeninsolvcnz werden ergänzt . 

• Zudem wird die Befugnis eingeführt, sys temrelevante Tei le einer Bank auf einen privaten 

Dritten oder auf eine staatl iche „Brückenbank*' (Br idge Bank) zu übertragen mit dem Ziel, 

den sys temrelevanien Teil zur Vermeidung von Finanzmarktsrörungen fortzuführen und 

die Liquidation d e r verbleibenden, nicht sys temrelevanten Betriebstei le zu ermöglichen. 

An das Insolvcnzplanverfahren angelehntes Reorganisationsverfahren für system­

relevante Banken 

• Ergänzend zu den auls ichtsrecht l ichen Instrumenten wird ein besonderes 

Reorganisat ionsverfahren für sys temrelevante Banken geschaffen, das den Beteiligten 

eine Sanierung im Verhand lungswege ermögl ichen soll. Das Reorganisal ionsverfahren 

orientiert sich grundsätzl ich an dem bekannten Insolvenzplanverfahren, enthält aber drei 

Besonderhei ten: einen verschlankten Rechtsschutz , um das Verfahren zu beschleunigen; 

eine Einbeziehung der Antei ls inhaber , damit sie einen erfolgversprechenden Reorgani­

sationsplan nicht vereiteln können, und schließlich die Vorschal tung eines Sanierungs­

verfahrens, mit dem Schiet lagen durch frühes und entschiedenes Eingreifen auf der Ebene 

der Geschäftsführung bewält igt werden können. 

Erhebung einer risikoadjustierten Bankengabe und Errichtung eines Stabilitäts-Fonds 

bei der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung (FMSA) zur Finanzierung von 

Kestrukturierungs- und Abwicklungsmaßnahmen 

• Es wird ein Stabilit i i ts-Fonds als Sondervermögen des Bundes errichtet, der von der 

FMSA verwaltet wird. Die in diesem Fonds angesammel ten Mittel stehen zur Finanzie­

rung künftiger Restruklur ierungs- und A b w i c k l u n g s m a ß n a h m e n bei systemrelevanten 

Banken bereit. 

• Beitragspflichtig zu diesem Fonds sind alle deutschen Kredit inst i tute. Die Beitrags­

bemessung wird am sys temischen Risiko ausgerichtet sein. Das sys temische Risiko ist 

anhand der Größe der e ingegangenen Verpfl ichtungen eines Kreditinsti tuts und seiner 

Vernetzung im Finanzmarkt ; gegebenenfal ls unter Heranz iehung weiterer Indikatoren, 

zu bes t immen. Damit leistet die Abgabe einen Beitrag für eine r is ikoadäquate Unter-

nehmensfrhfung bei den Kreditinsti tuten (Lenkungswi rkung) . 

• Das Bundesminis ' .erium der Finanzen wird fortlaufend die / u m u i b a r k c i t der erhobenen 

Abgabe prüfen. 
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Übertragung der Durchführung von Restrukturicrungsmaßnahmen und der Verwal- , 

tung des Stabilitäts-fonds auf die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisicrung (FMSA) 

• Mit der Durchführung der Res t ruk tur ie rungsmaßnahmen und der Verwal tung des 

Stabilitätsfonds soll die 1-MSA beauftragt werden. 

• Die FMSA hat sich bei der Bewäl t igung der aktuellen Krise bewährt . Die bisherigen 

Erfolge bei den S tab iüs ie rungsmaßnahmen zeigen, dass die F M S A die geeignete Grund­

lage für einen im Rahmen des Res t ruklur icrungskonzeptes erweiterten Aufgabenzuschnit t 

ist. Die F M S A würde damit dauerhaft eine wicht ige Rolle bei der Vermeidung künftiger 

Krisen Ubernehmen. Die organisator ischen Rahmenbed ingungen können zügig an die 

neuen Anforderungen angepass t werden. 

Verlängerung der Verjährungsfrist für die Organhaftung bei borsennotierten 

Aktiengesellschaften 

• Die bislang fünfjährige Verjährungstr is t für die akl ienrccht l ichc Haftung von Organen 

börsennotierter Aktiengesel lschaften für Pfl ichtverletzungen bei der Geschäftsführung 

(§ 93 AktG) wird auf zehn Jahre verlängert . Dies ermögl icht die Durchsetzung von 

Ersatzansprüchen auch dann, wenn ihr Bestehen erst spät bekannt wird oder ihre 

Gel tendmachung de facto erst mögl ich wi rd , weil sich die personelle Zusammense tzung 

der Gcscl lschaftsorgane geänder t hat. 

Alle Maßnahmen wird die Dundesregierung im Lichte der auf internationaler Fbene zu 

fassenden Beschlüsse erforderlichenfalls überprüfen. Der Finanzstandort Deutschland soll 

im internationalen Wet tbewerb gestärkt werden . 
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